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Nach oft jahrelangem Bangen und Hoffen, nach dem Verfahren vor dem Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl (BFA), nach einer neuerlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungs-
gericht (BVwG) kommt für viele Flüchtlinge die bittere Gewissheit: „Die Beschwerde wird als 
unbegründet abgewiesen“. Der Antrag auf internationalen Schutz ist somit rechtskräftig negativ 
entschieden.

R echtskräftig negativ. Das bedeutet, dass mit der Zustellung 
einer negativen Entscheidung des BVwG das ordentliche 

Asylverfahren beendet wurde und die betroffene Person 
verpfl ichtet ist, binnen 14 Tagen aus Österreich auszureisen. 
Dasselbe gilt, wenn gegen einen negativen Bescheid des BFA 
innerhalb der Beschwerdefrist kein Rechtsmittel erhoben wur-
de. Auch dann ist das Verfahren rechtskräftig abgeschlossen.
Ein negatives Erkenntnis des BVwG beinhaltet neben der 
Abweisung der Beschwerde die Entscheidungsgründe und 
meist sehr umfangreiche Feststellungen zur Lage im Her-
kunftsstaat sowie eine Rechtsmittelbelehrung.
Dadurch, dass der BVwG eine Beschwerde abweist, wird der 
Spruch (die Entscheidung) des BFA – vor allem die Rückkehr-
entscheidung – schlagend.

Die weiße Aufenthaltsberechtigungskarte verliert sofort ihre Gültig-
keit, wird eingezogen oder sollte beim BFA abgegeben werden.

Verfahren vor den Höchstgerichten
Nach Beendigung des ordentlichen Asylverfahrens besteht noch 
die Möglichkeit, sich an die Höchstgerichte zu wenden. Bei Vor-
liegen schwerer Mängel im Verfahren muss innerhalb von sechs 
Wochen eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof (VwGH) oder 
eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof (VfGH) erhoben 
werden.
Diese Frist von sechs Wochen bedeutet aber nicht, dass man in 
dieser Zeit nicht abgeschoben werden kann: Die Entscheidung des 
BVwG ist rechtskräftig. Eine erlassene Rückkehrentscheidung ist 
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Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden
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Ausreisepflicht  
Nach einem rechtskräftig negativ abgeschlossenen Asylverfahren 
in Verbindung mit einer Rückkehrentscheidung müssen die abge-
wiesenen Asylwerber_innen eine Rückkehrberatung in Anspruch 
nehmen und innerhalb von 14 Tagen das Land verlassen. 
Durch eine „freiwillige“ Rückkehr kann eine zwangsweise 
Abschiebung vermieden werden und es ist möglich, sich die 
Rückkehr mit Hilfe einer Rückkehrberatungsorganisation selbst 
zu organisieren. Unter Umständen können auch finanzielle Un-
terstützungsleistungen für den Fall der freiwilligen Rückkehr ins 
Herkunftsland gewährt werden. 
Auch nach Ablauf der zweiwöchigen Frist muss es nicht unbe-
dingt sofort zu einer Abschiebung kommen. Voraussetzung für 
eine zwangsweise Außerlandesbringung ist, dass die Personen 
über Reisedokumente verfügen. Haben die Betroffenen keine 
Reisedokumente, kann das BFA Kontakt mit der Botschaft des 
Herkunftslandes zur Erlangung eines Reisepasses oder eines 
Heimreisezertifikats aufnehmen. 
Das BFA hat aber seit einer Gesetzesverschärfung im Jahr 2017 
auch die Möglichkeit, die abgelehnten Asylwerber_innen zur 
Mitwirkung bei der Erlangung eines Heimreisezertifikats zu ver-
pflichten.  
Ob tatsächlich Heimreisezertifikate ausgestellt werden, hängt von 
der Kooperation der jeweiligen Herkunftsstaaten mit der Republik 
Österreich ab. Oftmals gibt es  Übereinkommen zwischen den Her-
kunftsländern und der Republik Österreich bzw der Europäischen 
Union. Das zurzeit für Österreich wichtigste Übereinkommen ist 
wohl „Joint Way Forward on migration issues between Afghanistan 
and the EU“. Auf Grundlage dieses Abkommens hat sich Afghanis-
tan seit 2017 verpflichtet, mit Österreich zu kooperieren und für 
den Fall der Identifizierung der Personen als afghanische Staats-
bürger_innen Heimreisezertifikate auszustellen.  
 
 
Grundversorgung 
Grundsätzlich endet der Grundversorgungsanspruch mit rechts-
kräftig negativem Abschluss des Asylverfahrens. Aufgrund des in 
Österreich herrschenden Föderalismus gibt es hier Unterschiede 
in der Praxis, abhängig davon, in welchem Bundesland die be-
troffene Person Grundversorgung bezogen hat. Während man-
che Bundesländer abgelehnte Asylwerber_innen sofort aus der 
Grundversorgung entlassen, können sie in manchen Bundeslän-
dern in  Grundversorgung bleiben. Sollten abgelehnte Asylwer-
ber_innen aus Gründen, die nicht von ihnen verursacht wurden, 
nicht abgeschoben werden können, kommt ihnen wieder ein 
Anspruch auf Grundversorgung zu.
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nach Ablauf der Frist zur freiwilligen Ausreise von den Behörden 
daher grundsätzlich jederzeit durchsetzbar.

ACHTUNG! Allein die fristgerechte Einbringung von Rechts- 
mitteln bei den Höchstgerichten bedeutet nicht automatisch, 
dass eine Abschiebung deswegen bis zu einer Entscheidung 
durch den VwGH oder VfGH nicht vollzogen werden kann.  
Das Rechtsmittel sollte daher unbedingt mit einem Antrag auf 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung verbunden werden. 
Wird diese in der Folge von den Höchstgerichten zuerkannt, 
ist eine Abschiebung jedenfalls bis zur endgültigen Erledigung 
durch die Höchstgerichte nicht möglich.

In der Praxis wurden in der Vergangenheit vom BFA wäh-
rend offener Rechtsmittelfristen an die Höchstgerichte keine 
Abschiebungen durchgeführt. Diese Praxis wurde unter der 
ÖVP-FPÖ-Regierung geändert: Diese Vorgehensweise ist rechts-
politisch umstritten, weil dadurch der effektive Zugang zu den 
Höchstgerichten untergraben wird und durch die Abschiebung 
Fakten geschaffen werden. 
Für die Einbringung von Rechtsmitteln bei den Höchstgerichten 
gilt Anwaltspflicht. Das bedeutet, dass der/die Asylwerber_in 
das Rechtsmittel nicht selbst oder durch eine Rechtsberatungs-
organisation einbringen kann, sondern eine_n Rechtsanwält_in 
mit der Einbringung beauftragen muss.  
Da diese Verfahren rechtlich sehr komplex sind und hohe Kos-
ten verursachen, kann von den Betroffenen selbst innerhalb 
von sechs Wochen ein Verfahrenshilfeantrag gestellt werden. 
Voraussetzung für den Anspruch auf Verfahrenshilfe ist eine 
ungünstige Vermögenslage, ein niedriges Einkommen sowie 
eine Erfolgsaussicht des Rechtsmittels. Eine Erfolgsaussicht – 
und daher die Gewährung von Verfahrenshilfe – ist in der Regel 
dann gegeben, wenn durch das BVwG die ordentliche Revision 
für zulässig erklärt wurde. Wenn die ordentliche Revision vom 
BVwG für unzulässig erklärt wurde, muss erklärt werden, war-
um – entgegen der Ansicht des BVwG – doch Erfolgsaussichten 
bestehen und eine außerordentliche Revision gemacht wird. 
Dem Verfahrenshilfeantrag sollte daher in diesen Fällen neben 
der Kopie der BVwG-Entscheidung eine Begründung beigelegt 
werden, warum die Entscheidung von der Lösung einer  
Rechtsfrage von grundlegender Bedeutung abhängt. Es ist  
daher ratsam, schon bei der Formulierung des Verfahrenshil-
feantrags juristische Hilfe in Anspruch zu nehmen, weil schon 
hier wesentliche Inhalte der Rechtsmittel skizziert werden  
sollten. 
 
Wird der Verfahrenshilfeantrag abgewiesen, kann ab Zustellung 
der Ablehnung innerhalb von weiteren sechs Wochen ein_e 
Rechtsanwält_in (auf eigene Rechnung des/der Asylwerber_in) 
eine Revision beim VwGH bzw. eine Beschwerde beim VfGH ein-
bringen. 
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Dublin-Verordnung

Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?
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RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15
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Wohnsitzauflage 
Seit dem Jahr 2017 kann das BFA abgelehnte Asylwerber_innen 
per „Wohnsitzauflage“ dazu verpflichten, in bestimmten Quar-
tieren des Bundes Unterkunft zu nehmen.  
Voraussetzung dafür ist, dass eine aufrechte Rückkehrentschei-
dung besteht, die Betroffenen der Ausreiseverpflichtung nicht 
nachkommen bzw die Behörde davon ausgeht, dass diese auch 
zukünftig nicht freiwillig ausreisen werden. In diesen Fällen 
kann von den Betroffenen nur dann Grundversorgung bezogen 
werden, wenn sie dieser Verpflichtung nachkommen.  
Die Wohnsitzauflage ist mit einer Gebietsbeschränkung ver-
bunden. Das bedeutet, dass die Betroffenen in der Nacht in 
den Quartieren Unterkunft nehmen müssen und den Bezirk nur 
dann verlassen dürfen, wenn sie gesetzliche Verpflichtungen 
außerhalb erfüllen müssen, Ladungen befolgen oder medizini-
sche Versorgung in Anspruch nehmen müssen. 
Kommen die Personen ihrer Wohnsitzauflage nicht nach, kön-
nen sie nicht in die Grundversorgung eines anderen Bundes-
landes aufgenommen werden. Zudem besteht die Möglichkeit 
der Verhängung von Geldstrafen, und die Gefahr, in Schubhaft 
genommen zu werden, erhöht sich beträchtlich. 
Derzeit gibt es drei sogenannte Rückkehrberatungszentren: In Fie-
berbrunn (Tirol), Schwechat (Flughafen) und in Bad Kreuzen (OÖ). 
Die Standards der Unterbringung in diesen Zentren stehen immer 
wieder im Fokus öffentlicher Kritik. (siehe asyl aktuell 1/2019) 
Insbesondere in Tirol wird der schikanöse Charakter dieser Zent-
ren offenbar: Dort werden Personen, die nicht abgeschoben wer-
den können, einer dauernden Beratung zur „freiwilligen“ Rück-
kehr ausgesetzt. Gleichzeitig befindet sich das Lager ca 10 km von 
der nächsten Zivilisation entfernt, es gibt keine kindgerechte Un-
terbringung und medizinische Versorgung ist schwer erreichbar. 
Es ist zu beobachten, dass offensichtlich im Westen wohnhafte 
abgelehnte Asylwerber_innen in Schwechat untergebracht wer-
den sollen, wohingegen im Osten Österreichs wohnhaften Perso-
nen eine Wohnsitzauflage für Fieberbrunn erteilt wird. 
Die Isolationssituation hat mehrere Personen in Fieberbrunn 
dazu veranlasst, mit einem Hungerstreik auf ihre Situation 
aufmerksam zu machen. Als Reaktion wurde eine menschen-
rechtliche Prüfung durch das Innenministerium durchgeführt 
und angekündigt, künftig keine Kinder mehr in Fieberbrunn 
unterzubringen. Es wurde ein weiteres Rückkehrzentrum in 
Bad Kreuzen eröffnet, die Schließung des Lagers Fieberbrunn 
wurde jedoch nicht in Aussicht gestellt. 
 

Schubhaft / gelinderes Mittel  
Schubhaft kann angewendet werden, wenn eine Abschiebung be-
absichtigt wird und Fluchtgefahr vorliegt. Es ist aber nur zulässig, 
Menschen in Schubhaft zu nehmen, wenn tatsächlich Sicherungs-
bedarf besteht und diese Sicherung nicht mit gelinderen Mitteln 
erreicht werden kann. Zudem muss eine Freiheitsentziehung im-
mer verhältnismäßig sein. 
Das bedeutet in der Praxis, dass eine Person nicht in Schubhaft 
genommen werden sollte, wenn sie immer an den Verfahren mit-
gewirkt hat und nicht „untertaucht“. Der Sicherungsbedarf kann 
dann auch gedeckt werden, indem die betroffene Person sich 
regelmäßig bei einer bestimmten Polizeistelle melden muss.  
Schubhaft kann für eine Höchstdauer von 18 Monaten verhängt 
werden. Die Inhaftierung erfolgt nicht in Strafanstalten, sondern 
in Polizeianhaltezentren (PAZ). 
Gegen die Schubhaft kann Schubhaftbeschwerde erhoben wer-
den, über die während der Inhaftierung binnen einer Woche vom 
BVwG zu entscheiden ist. Es besteht der Anspruch auf Rechts-
beratung und –vertretung durch die staatlich beauftragte ARGE 
Rechtsberatung oder Verein Menschenrechte Österreich (VMÖ). 
Sollte der Beschwerde stattgegeben werden, ist die betroffene 
Person unverzüglich freizulassen. Es besteht dann auch ein An-
spruch auf Haftentschädigung.  

Duldung 
Für Personen, die zwar verpflichtet sind, Österreich zu verlassen, 
dies aber nicht können, weil ihnen etwa kein Reisepass ihres Her-
kunftslandes ausgestellt wird, ist es möglich, eine Duldungskarte 
ausgestellt zu bekommen. Eine Duldung ist kein rechtmäßiger 
Aufenthalt, schützt aber vor Verwaltungsstrafen wegen illegalen 
Aufenthalts. Während der Duldung haben diese Personen keinen 
Zugang zum Arbeitsmarkt, können aber Grundversorgungsleistun-
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Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

Foto: Sophia Ausweger
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gen beantragen. Nach einjähriger Duldung können sie bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen auf einen Aufenthaltstitel „Besonderer 
Schutz“ umsteigen und so ihren Aufenthalt legalisieren.
Die Praxis zeigt, dass Duldungskarten von den Behörden nur 
sehr zögerlich ausgestellt werden. 

Folgeantrag
Grundsätzlich besteht auch die Möglichkeit, einen neuen Antrag 
auf internationalen Schutz zu stellen. Das macht nur dann Sinn, 
wenn neue – nicht bereits im ersten Verfahren behandelte – 
Fluchtgründe vorliegen oder sich die Lage im Herkunftsland seit 
Abschluss des Erstverfahrens grundlegend geändert hat. Liegen 
keine neuen Asylgründe vor, kann das BFA den Antrag wegen 
bereits „entschiedener Sache“ zurückweisen. Es kann auch in 
diesen Fällen eine Beschwerde an das BVwG erhoben werden, 
die Rückkehrentscheidung aus dem Erstverfahren hat aber nach 
wie vor Rechtskraft. Das bedeutet, dass auch eine Abschiebung 
vollzogen werden kann.
Wenn neue Tatsachen oder Beweismittel zu einem bereits im 
Erstverfahren vorgebrachten Fluchtgrund aufgetaucht sind, 
kann auch – unter engen Fristen – ein Antrag auf Wiederaufnah-
me des Verfahrens gestellt werden.
Wird ein erneuter Asylantrag zugelassen (z.B. auf Grund einer 
glaubwürdigen Konversion), wird ein neues Asylverfahren 
geführt, für dessen Dauer es wieder eine Aufenthaltsberech-
tigung (weiße Karte) gibt.

Weiterreise in andere EU-Staaten
In den letzten zwei Jahren haben vermehrt abgewiesene Asyl-
werber_innen den Weg in andere EU-Staaten angetreten. 
Ein Asylantrag kann dort allerdings auf Grundlage der 
Dublin-Verordnung (siehe asylkoordinaten Nr. 5) zurückgewiesen 
werden. In diesen Fällen haben die Asylwerber_innen damit 
zu rechnen, dass sie nach Österreich rückgeführt werden.
Auch Möglichkeiten, sich ohne gültige Aufenthaltspapiere mit 
der Aussicht auf Regularisierung durchzuschlagen, sind von 
Land zu Land höchst unterschiedlich.

Dublin Return
Werden abgelehnte Asylwerber_innen nach einem Dublin-
Verfahren in einem anderen EU-Land nach Österreich zurück-
geführt, kommt es hier zu einer neuerlichen Prüfung des An-
trags. Ergibt die Prüfung, dass keine neuen Gründe vorgebracht 
wurden, kann das BFA den Antrag wegen „entschiedener Sache“ 
zurückweisen. 
Einer Beschwerde dagegen kommt grundsätzlich keine aufschie-
bende Wirkung zu, diese kann aber vom BVwG zuerkannt wer-
den. Die Praxis zeigt, dass die Zuerkennung der aufschiebenden 
Wirkung äußerst selten passiert. Folglich kann auch eine Abschie-
bung aufgrund der im Erstverfahren erlassenen Rückkehrent-
scheidung jederzeit durchgeführt werden. 

Einreiseverbote
Ist eine Abschiebung vollzogen, ist eine (legale) Rückkehr 
nach Österreich nur in wenigen Ausnahmefällen möglich. 
Es besteht darüber hinaus die Möglichkeit für die Behörde, 
Einreiseverbote für bis zu fünf Jahren zu verhängen, wenn der 
Aufenthalt der betroffenen Person „die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit gefährdet“ oder anderen „öffentlichen Interessen 
entgegensteht“. 
Das kann schon dann angenommen werden, wenn etwa 
Übertretungen des Führerscheingesetzes vorliegen oder die 
abgelehnten Asylwerber_innen nicht genügend Geld für ihren 
Unterhalt nachweisen können. Bei Fällen von schwerer 
Straffälligkeit können Einreiseverbote von bis zu 10 Jahren 
verhängt werden.

Paris, obdachlose Asylwerber_innen. Foto: Fanny Dellinger
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